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Entwurf eines Gesetzes 

über die Ausübung der Zahnheilkunde 


Anlage 1 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrats das folgende Gesetz beschlossen: 

L Die Bestallung als Zahnarzt 

§ 1 

(1) Wer im Bundesgebiet die Zahnheil- 
kunde dauernd ausüben will, bedarf einer Be- 
stallung als Zahnarzt nach Maßgabe dieses 
Gesetzes oder als Arzt nach § 3 der Reichs- 
ärzteordnung vom 13. Dezember 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1433). Die vorüber- 
gehende Ausübung der Zahnheilkunde be- 
darf einer jederzeit widerruflichen Erlaubnis, 

(2) Ausübung der Zahnheilkunde ist die 
berufsmäßige Feststellung und Behandlung 
von Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten. 
Als Krankheit ist jede von der Norm abwei- 
chende Erscheinung im Bereich der Zahne, des 
Mundes und der Kiefer anzusehen, einschließ- 
lich der Anomalien der Zahnstellung und des 
Fehlens von Zähnen. 

(3) Die Ausübung der Zahnheilkunde ist 
kein Gewerbe. 

(4) Zur Erfüllung von Aufgaben auf dem 
Gebiete der Zahnheilkunde für eine Behörde 
oder eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts kann, unbeschadet der Vorschrift des 
§ 8 dieses Gesetzes und soweit durch Gesetz 
nicht anders bestimmt wird, nur herangezo- 
gen werden, wer die Bestallung als Arzt oder 
als Zahnarzt besitzt. 


(2) Die Bestallung gilt auch außerhalb des 
Landes, in dem sie erteilt worden ist. 

(3) Der Bundesminister des Innern erläßt 
eine Prüfungsordnung für Zahnärzte durch 
Rechtsverordnung. 

§ 3 

(1) Die Bestallung ist zu versagen, 

1. wenn der Bewerber die bürgerlichen 
Ehrenrechte nicht besitzt, 

2. wenn der Bewerber wegen schwerer Ver- 
fehlungen strafgerichtlich rechtskräftig ver- 
urteilt worden ist, 

3. wenn sich aus Tatsachen die sittliche Unzu- 
verlässigkc ■ des Bewerbers ergibt, 

4. wenn dem Bewerber infolge eines körper- 
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche 
seiner geistigen oder körperlichen Kräfte 
oder wegen einer Sucht die für die Aus- 
übung der Zahnheilkunde erforderliche 
Eignung oder Zuverlässigkeit fehlt. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Ziffern 2, 3 
und 4 ist der Bewerber oder sein gesetzlicher 
Vertreter zu hören. 

(3) Ist ein Bewerber einer mit Strafe be- 
drohten schweren Verfehlung dringend ver- 
dächtig, so ist die Entscheidung über den An- 
trag auf Erteilung der Bestallung bis zur Be- 
endigung des einzuleitenden Strafverfahrens 
auszusetzen. 


S 2 

(1) Die Bestallung als Zahnarzt erhält jeder 
Deutsche (Artikel 116 des Grundgesetzes), der 
die zahnärztliche Prüfung vor einer staat- 
lichen Prüfungskommission bestanden hat. 


§ 4 

(1) Die Bestallung ist zurückzunehmen, 

1. wenn die Voraussetzungen der Bestallung 
irrigerweise als gegeben angenommen wor- 
den sind, 
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2. wenn dem Zahnarzt die bürgerlichen 
Ehrenrechte aberkannt worden sind, 

3. wenn der Zahnarzt wegen schwerer Ver- 
fehlungen strafgerichtlich rechtskräftig ver- 
urteilt worden ist, 

4. wenn sich aus Tatsachen die sittliche Unzu- 
verlässigkeit des Zahnarztes ergibt. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Ziffern 1, 3 
und 4 ist der Zahnarzt zu hören. 

S 5 

Ist ein Zahnarzt einer mit Strafe bedroh- 
ten schweren Verfehlung dringend ver- 
dächtig, so kann ihm die Ausübung der Zahn- 
heilkunde vorläufig untersagt werden. 

§ 6 

Eine zurückgenommene Bestallung kann 
nur auf Weisung der Bundesregierung wieder 
erteilt werden. 

§ 7 

(1) Die Befugnis zur Ausübung der Zahn- 
heilkunde ruht, wenn durch Entscheidung 
der zuständigen Behörde festgestellt wird, daß 
dem Zahnarzt infolge eines körperlichen Ge- 
brechens oder wegen Schwäche seiner geisti- 
gen und körperlichen Kräfte oder wegen 
einer Sucht die für die Ausübung der Zahn- 
heilkunde erforderliche Eignung oder Zu- 
verlässigkeit fehlt. 

(2) Der Zahnarzt oder sein gesetzlicher 
Vertreter ist zu hören. 

(3) Die Befugnis lebt wieder auf, sobald die 
Entscheidung aufgehoben ist. 

II. Die Eingliederung der 
Dentisten 

§ 8 

(1) Wer vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes die Zahnheilkunde ausgeübt hat, ohne 
im Besitz einer Bestallung als Arzt oder Zahn- 
arzt zu sein, darf sie im bisherigen Umfange 
weiter ausüben. §§ 4, 5 und 7 sind entspre- 
chend anzuwenden. 

§ 9 

(1) Wer bei Inktrafttretcn dieses Gesetzes 
die staatliche Anerkennung als Dentist be- 
sitzt, erhält die Bestallung als Zahnarzt, wenn 


er den Nachweis erbringt, daß er an einem 
Eortbildungskursus über Mund- und Kiefer- 
krankheiten sowie Arzneimittellehre erfolg- 
reich teilgenommen hat. Der Fortbildungs- 
kurs ist von einem der zugelassenen Lehr- 
institute für Dentisten durchzuführen. 

(2) Die für das Gesundheitswesen zustän- 
dige oberste Landesbehörde des Landes, in 
dem der Antragsteller seinen Wohnsitz hat, 
entscheidet im Einzelfall darüber, ob einem 
Dentisten, der eine ausländische Bestallung 
als Zahnarzt besitzt, die Bestallung als Zahn- 
arzt unter Befreiung von der Teilnahme an 
einem Fortbildungskurs erteilt werden kann, 

§ io 

Dentistenassistenten, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ein zugelassenes Lehrinstitut 
für Dentisten besuchen oder die Voraus- 
setzungen zum Besuch erfüllen, erhalten die 
Bestallung als Zahnarzt, wenn sie innerhalb 
von 2 Jahren nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes die staatliche Anerkennung als Dentist 
erworben und an einem Fortbildungskurs 
nach § 9 teilgenommen haben, 

§ 11 

(1) Anwärter des Dentistenberufs, die bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die ordnungs- 
mäßige Ausbildung begonnen haben, erhalten 
die Bestallung als Zahnarzt, wenn sie die 
Voraussetzungen für den Besuch eines Lehr- 
instituts für Dentisten erfüllt und nach einer 
viersemestrigen Ausbildung an einem zu- 
gelassenen Institut die Prüfung vor einer 
staatlichen Prüfungskommission bestanden 
haben. 

(2) Die Prüfungsordnung erläßt der Bun- 
desminister des Innern durch Rechtsverord- 
nung. 

§ 12 

Die Bestallung als Zahnarzt darf in den 
Fällen der §§ 9 bis 11 nur erteilt werden, 
wenn der Bewerber das 25. Lebensjahr voll- 
endet hat und kein Versagungsgrund nach 
§ 3 vorliegt. 

III. S onderbesti mm ungen 
§ 13 

(1) Ein Verzicht auf die Bestallung ist zu- 
lässig. Er kann nicht unter einem Vorbehalt 
oder unter einer Bedingung erklärt werden. 
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(2) Der Verzicht kann nur mit Genehmi- 
gung der zuständigen Behörde widerrufen 
werden. 

§ 14 

Ist ein Bewerber, der die Prüfung im In- 
land abgelegt hat, nicht Deutscher im Sinne 
des Artikels 116 des Grundgesetzes, so be- 
stimmt die Bundesregierung, ob die Bestal- 
lung zu erteilen ist. 

§ 15 

(1) Wurde die zahnärztliche Prüfung im 
Ausland abgelegt, so bestimmt die Bundes- 
regierung, ob eine Erlaubnis zur Ausübung 
der Zahnheilkunde oder in besonderen Fäl- 
len eine Bestallung zu erteilen ist. 

(2) Personen, denen die Erlaubnis erteilt 
worden ist, haben die gleichen Rechte und 
Pflichten wie die Zahnärzte. 

§ 16 

Für die Ausübung der Zahnheilkunde in 
Grenzgebieten durch Zahnärzte, die im In- 
land keine Niederlassung haben, gelten die 
hierfür abgeschlossenen zwischenstaatlichen 
Verträge. 

IV. Zuständigkeiten 
§ 17 

Die Entscheidungen nach §§ 1 und 3 trifft 
die für das Gesundheitswesen zuständige 
oberste Landesbehörde des Landes, in dem 
die Prüfung abgelegt worden ist, die Entschei- 
dungen nach §§ 4 bis 1 1 und 13 die für das 
Gesundheitswesen zuständige oberste Behörde 
des Landes, in dem der Zahnarzt oder der 
Bewerber seinen Wohnsitz hat. 

§ 18 

Der Bundesminister des Innern bestimmt 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Arbeit durch Rechtsverordnung Inhalt 
und Form des Nachweises nach § 9 Absatz 1. 

§ 19 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, 


1. wer die Zahnheilkunde ausübt, ohne eine 
Bestallung als Arzt oder als Zahnarzt zu 
besitzen oder nach §§ 1 Absatz 1 Satz 2, 
8 Absatz 1, 15 Absatz 1 oder 16 zur Aus- 
übung der Zahnheilkunde berechtigt zu 
sein; 

2. wer, ohne eine Bestallung als Arzt oder als 
Zahnarzt zu besitzen oder nach §§ 1 Ab- 
satz 1 Satz 2, 8 Absatz 1, 15 Absatz 1 oder 
16 zur Ausübung der Zahnheilkunde be- 
rechtigt zu sein, eine Bezeichnung führt, 
durch die der Anschein erweckt werden 
kann, er sei zur Ausübung der Zahnheil- 
kunde berechtigt; 

3. wer die Zahnheilkunde ausübt, solange die 
Befugnis hierzu ruht (§ 7 Absatz 1) oder 
die weitere Berufsausübung untersagt ist 
(§§ 5 oder 8 Absatz 2). 


V. Übergangs - und Schluß- 
bestimmungen 

§ 20 

Eine auf Grund des § 29 der Gewerbeord- 
nung für das Deutsche Reich erteilte Appro- 
bation als Zahnarzt gilt als Bestallung im 
Sinne dieses Gesetzes. 

§ 21 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Die Vorschriften der §§ 29, 40, 53, 54 
und 147 der Gewerbeordnung für das 
Deutsche Reich treten insoweit außer Kraft, 
als sie sich auf Zahnärzte beziehen. 


§ 22 

§ 123 der Reichsversicherungsordnung er- 
hält folgenden Wortlaut: Bei Zahnkrank- 
heiten mit Ausschluß von Mund- und Kiefer- 
krankheiten kann die Behandlung außer 
durch Zahnärzte mit Zustimmung des Ver- 
sicherten auch durch Dentisten gewährt wer- 
den, die zur Ausübung der Zahnheilkunde 
nach § 8 Absatz 1 des Gesetzes über die Aus- 
übung der Zahnheilkunde vom 

berechtigt sind. 
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Begründung 


Das vorgelegte Gesetz bezweckt die Beseiti- 
gung des Dualismus zwischen Zahnärzten und 
Dentisten. Die Vereinigung der beiden Be- 
rufsstände wurde schon seit langem von füh- 
renden Männern beider Berufe erstrebt. Der 
Gedanke setzte sich jedoch erst langsam bei 
den Berufsangehörigen durch. Nunmehr sind 
die beiden beteiligten Berufsorganisationen 
im Dezember 1949 mit einem gemeinsamen 
Vorschlag an den Bundesminister des Innern 
herangetreten mit der Bitte um alsbaldige ge- 
setzliche Regelung. 

Da unter den heutigen Verhältnissen den im 
Beruf stehenden Dentisten eine längere Ab- 
wesenheit aus der Praxis zur Fortbildung 
wirtschaftlich nicht zumutbar ist, ist eine Lo- 
sung der Frage nur durch eine großzügige Re- 
gelung möglich. Sie kann verantwortet wer- 
den, weil es den Dentisten gelungen ist, ihren 
Stand auf ein hohes Leistungsniveau zu brin- 
gen. Lediglich auf den Gebieten, auf denen die 
Dentisten bisher nicht tätig sein durften, ist 
für sie eine weitere Ausbildung vor Erteilung 
der Bestallung als Zahnarzt notwendig. Es 
handelt sich um einen einmaligen Verschmel- 
zungsprozeß, der sich auf eine Reihe von 
Jahren erstrecken, nach dessen Abschluß es 
aber nur noch Zahnärzte geben wird. 

Die Vereinigung der Zahnärzte und Dentisten 
macht es erforderlich, auch die Verschieden- 
heiten zu beseitigen, die jetzt noch zwischen 
den Zahnärzten und den übrigen Pleilberufen 
bestehen. Sie betreffen vor allen Dingen die 
Bestimmungen über die Erteilung und die 
Aberkennung der Bestallung. Diese Frage hat 
für die Ärzte, Tierärzte, Apotheker und Den- 
tisten eine Neuordnung gefunden, die sich in 
Richtung der Entwicklung bewegt, die schon 
vor 1933 eingesetzt hat. Da für alle die ge- 
nannten Berufe übereinstimmende Bestim- 
mungen bestehen, ist es naheliegend, nun- 
mehr für die Zahnärzte die gleiche Regelung 
zu treffen. 

Die Tätigkeit der Zahntechniker wird durch 
das Gesetz nicht berührt, diese üben ein 
Handwerk aus, jedoch nicht die Zahnheil- 
kunde. 


Im einzelnen 

Zu § 1: 

Die Begriffsbestimmung in Absatz 2 ist von 
der ärztlichen und zahnärztlichen Wissen- 
schaft allgemein anerkannt. Die Tätigkeit der 
Zahntechniker wird durch das Gesetz nicht 
berührt. Diese üben ein Handwerk aus, je- 
doch nicht die Zahnheilkunde. 

Absatz 4 entspricht den Bestimmungen des 
§ 29 der Reichsgewerbeordnung und des § 2 
der Reichsärzteordnung. 

Zu § 2: 

Die Bestallung soll für den Bereich Deutsch- 
lands Geltung haben, sie soll — wie bisher — 
gemäß § 16 Absatz 1 von dem Land erteilt 
werden, in dessen Bereich die Prüfung ab- 
gelegt wurde. Die Prüfungsordnung ist eine 
Rechtsverordnung im Sinne des Artikels 80 
des Grundgesetzes. 

Zu §§ 3 bis 5: 

Die Bestimmungen entsprechen der Regelung, 
wie sie für die übrigen Heilberufe schon seit 
längerer Zeit in Geltung ist. 

Zu § 6: 

Über die Wiedererteilung der zurückgenom- 
menen Bestallung entscheidet die Bundes- 
regierung, weil eine einheitliche Handhabung 
dringend notwendig erscheint. Es kann zu 
Mißhelligkeiten führen, wenn einem früheren 
Zahnarzt die Bestallung in einem Lande 
wieder erteilt wird, das für die Beurteilung 
der Voraussetzungen andere Maßstäbe anlegt 
als das Land, in dem er später seinen Wohn- 
sitz nimmt. 

Diese Entscheidung der Bundesregierung ist 
eine Einzelweisung im Sinne des Artikels 84 
Absatz 5 des Grundgesetzes. Den Ausspruch 
gegenüber dem Zahnarzt trifft die Landes- 
behörde. 
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Zu § 7: 

Auch hier soll für die Zahnärzte die gleiche 
Regelung getroffen werden, wie sie für die 
übrigen Heilberufe besteht. 

Zu § 8: 

Dentisten, welche die Bestallung als Zahnarzt 
nicht begehren, sollen wie bisher als Dentisten 
auch auf dem Gebiete der Sozialversicherung 
weiter tätig bleiben. 

Zu § 9: 

Die staatliche Anerkennung als Dentist be- 
ruht auf den Ausführungsbestimmungen zu 
§ 123 der Reichsversicherungsordnung vom 
19. Juli 1911 (Reichsgesetzblatt S. 509) über 
die Zulassung zur staatlichen Dentisten- 
prüfung und Anerkennung als Dentist im 
Sinne der Reichsversicherungsordnung — 
Runderlaß des Reichsministers des Innern 
vom 25. November 1939 (Ministerialblatt für 
die innere Verwaltung S. 2395) in der Fas- 
sung vom 2. Januar/7. Juni 1942 (S. 57/1471). 
In Deutschland sind noch einige im Ausland 
bestallte Zahnärzte als Dentisten zugelassen. 
Wie weit ihnen die Bestallung als Zahnarzt 
ohne Teilnahme an einem Fortbildungskurs 
erteilt werden kann, kann nur auf Grund der 
Prüfung des Einzelfalles entschieden werden. 

Zu § 10: 

Nach den in der E Gründung zu § 9 genann- 
ten Ausbildungsvorschriften für die Dentisten 
legt der Anwärter c es Dentistenberufs nach 
dreijähriger Ausbildung bei einem staatlich 
zugelassenen Dentisten die „Dentistenassisten- 
tenprüfung“ ab. Nach bestandener Prüfung 
muß er mindestens 2 Jahre als Dentisten- 
assistent tätig sein und danach 1 Jahr lang ein 
Lehrinstitut für Dentisten besuchen, ehe er 
zur staatlichen Dentistenprüfung zugelassen 
wird. Die hier genannten Dentistenassisten- 
ten sind demgemäß im ganzen 5 Jahre lang 
praktisch tätig gewesen und haben die Den- 
tisten-Assistentenprüfung bestanden. 


Zu § 11: 

Die Prüfungsordnung ist eine Rechtsverord- 
nung im Sinne des Artikels 80 des Grund- 
gesetzes. 

Zu § 14: 

In den wenigen in Betracht kommenden Fäl- 
len ist die Entscheidung der Bundesregierung 
notwendig, weil sie von der jeweiligen Hal- 
tung des Landes, dessen Staatsangehörigkeit 
der Bewerber besitzt, gegenüber der Zulas- 
sung deutscher Zahnärzte abhängig ist. Diese 
Entscheidung der Bundesregierung ist eine 
Einzelweisung im Sinne des Artikels 84 Ab- 
satz 5 des Grundgesetzes. Den Ausspruch 
gegenüber dem Bewerber trifft die Landes- 
behörde. 

Zu § 15: 

Wenn Deutschen oder Ausländern, die im 
Ausland die zahnärztliche Prüfung bestanden 
haben, nicht eine Bestallung, sondern nur eine 
widerrufliche Erlaubnis zur Ausübung der 
Zahnheilkunde gegeben wird, so entspricht 
diese Regelung den Bestimmungen über die 
Zulassung deutscher Ärzte im Ausland. Die 
Nachholung der zahnärztlichen Prüfung in 
Deutschland bleibt unbenommen. 

Zu § 18: 

Hinsichtlich der Entscheidung der Bundes- 
regierung gilt das in der Begründung zu § 14 
Gesagte. Es handelt sich um eine Rechtsver- 
ordnung im Sinne des Artikels 80 des Grund- 
gesetzes. 

Zu § 19: 

Die Bestimmungen entsprechen der zur Zeit 
gültigen Regelung für die übrigen Heilberufe. 

Zu § 22: 

Die Vorschrift des § 123 RVO bedarf der 
Anpassung an die Neuregelung. Wenn eine 
Änderung dieser Vorschrift nicht eintritt, 
bleibt ein Widerspruch zwischen der Vor- 
schrift der RVO und diesem Gesetz bestehen, 
der zur Rechtsunsicherheit beitragen kann. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkunde 


l.In § 1 Absatz 1 ist hinter dem Wort 
„Bundesgebiet“ einzufügen: „oder im 
Lande Berlin“. 

Begründung: 

Die Änderung entspricht der auch bei an- 
deren Vorlagen geübten Praxis, die als- 
baldige Anwendung auf Berlin möglichst 
zu erleichtern. 

2. In § 1 Absatz 1 soll es statt: „nach § 3 der 
Reichsärzteordnung vom 13. Dezember 
1935 (RGBl. I S. 1433)“ jetzt heißen: 
„nach Bundesrecht“. 

Begründung: 

Die Änderung soll der Tatsache Rechnung 
tragen, daß Bayern nach 1945 das frühere 
Reichsrecht geändert hat. 

3. In § 4 Absatz 2 ist hinter „der Zahnarzt“ 
einzufügen: „oder sein gesetzlicher Ver- 
treter“, 

Begründung: 

Die Änderung entspricht der Formulie- 
rung des § 3 Absatz 2. Auch in den Fällen 
des § 4 kann die Anhörung eines gesetz- 
lichen Vertreters in Frage kommen. 

4. § 6 erhält folgende Fassung: 

4 6 

Eine Bestallung kann wieder erteilt 
werden, wenn Umstände eingetre- 
ten sind, die eine Wiederaufnahme 
des zahnärztlichen Berufs unbedenk- 
lich erscheinen lassen. Soll die Be- 
stallung in einem anderen Lande 
wieder erteilt werden, so bedarf die 
Wiedererteilung der Zustimmung 
des Landes, das die Bestallung zu- 
rückgenommen hatte.“ 


Begründung: 

Im Interesse einer im Bundesgebiet mög- 
lichst einheitlichen Verwaltungspraxis ist 
es erforderlich, die Mitwirkung des Lan- 
des, das die Bestallung zurückgenommen 
hat, in den Fällen sicherzustellen, in denen 
ein anderes Land über die Wiederertei- 
lun^ zu befinden har. 

Im übrigen erscheint es zweckmäßig, die 
Wiedererteilung der Bestallung ausdrück- 
lich von der Voraussetzung abhängig zu 
machen, daß Umstände eingetreten sind, 
die eine Wiederaufnahme des zahnärzt- 
lichen Berufs als unbedenklich erscheinen 
lassen. 

5. In der Überschrift des Abschnitts II ent- 
fällt das Wort „Die“. 

Begründung: 

Der Vorschlag hat redaktionelle Bedeu- 
tung. 

6. § 8 entfällt an dieser Stelle (vgl. Ziffer 14). 

7. In § 9 Absatz 1 sind die Worte: „den 
Nachweis erbringt, daß er“ zu streichen. 

Begründung: 

Der Vorschlag hat redaktionelle Bedeu- 
tung. 

8. § 14 erhält folgende Fassung: 

Ist ein Bewerber, der die Prüfung im 
Inland abgelegt hat, nicht Deutscher 
im Sinne des Artikels 116 des Grund- 
gesetzes, so darf die Bestallung nur 
erteilt werden, wenn die Gegenseitig- 
keit verbürgt ist“. 
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Begründung: 

Siehe Ziffer 9. 

9. § 15 erhält folgende Fassung: 

4 15 

(1) Wurde die zahnärztliche Prü- 
fung im Ausland abgelegt, so darf 
eine Erlaubnis zur Ausübung der 
Zahnheilkunde oder in besonderen 
Fällen eine Bestallung nur erteilt 
werden, wenn die Gegenseitigkeit 
verbürgt ist.“ 

Begründung: 

Die Einschaltung der Bundesregierung für 
derart generelle Regelungen erscheint ver- 
fassungsrechtlich bedenklich (Artikel 84 
Absatz 5 GG), andererseits ist es erforder- 
lich, daß die in den §§ 14 und 15 vor- 
gesehenen Maßnahmen nur im Falle der 
Gegenseitigkeit Platz greifen. Die Ein- 
holung diesbezüglicher Auskünfte bei der 
Bundesregierung wird zweckmäßig sein. 
Eine ausdrückliche gesetzliche Festlegung 
in diesem Sinne dürfte sich jedoch er- 
übrigen. 

10. In § 17 muß es statt „nach §§ 4 bis 1 1 
und 13“ jetzt heißen: „§§ 4 bis 11 und 

13 bis 15“. 

Begründung: 

§ 17 hat durch die Neufassung der §§ 6, 

14 und 15 eine erweiterte Tragweite er- 
halten, der durch die Neufassung Rech- 
nung getragen wird. 

11. Der bisherige § 17 wird jetzt in der Fas- 
sung von Ziffer 10 § 17 Absatz 1. Als 
Absatz 2 ist anzufügen: „Oberste Landes- 
behörden können ihre Befugnisse auf 
nachgeordnete Behörden übertragen“. 

Begründung: 

Mit dieser Ergänzung soll den praktischen 
Bedürfnissen der Verwaltung Rechnung 
getragen werden können. 

12. § 18 erhält folgende Fassung: 

4 is 

Der Bundesminister des Innern er- 
läßt im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Arbeit durch Rechts- 


verordnung die zur Durchführung 
von § 9 Absatz 1 erforderlichen Be- 
stimmungen.“ 

Begründung: 

Der Änderungsvorschlag bezweckt eine 
sprachliche Verbesserung des Gesetzes. 

13. Hinter § 18 ist als neue Abschnittsüber- 
schrift einzufügen: 

„V. Straf-, Übergangs- und Schluß- 
bestimmungen“ 

Die bisherige Abschnittsüberschrift V ent- 
fällt. 

Begründung: 

Die neu vorgeschlagene Überschrift deckt 
im Gegensatz zu der bisherigen Über- 
schrift IV den sachlichen Inhalt der unter 
ihr eingeordneten Bestimmungen. 

14. Der bisherige § 8 soll in unveränderter 
Fassung jetzt § 18a werden. 

Begründung: 

Diese Bestimmung gehört systematisch 
richtiger unter die Übergangsbestimmun- 
gen (vgl. Ziffer 6). 

15. In § 19 Ziffer 1 und 2 muß es statt „nach 
§§ 1 Absatz 1 Satz 2, 8 Absatz 1, 15 Ab- 
satz 1 oder 16“ jetzt heißen: „nach §§ 1 
Absatz 1 Satz 2, 15 Absatz 1, 16 oder 
18 a“. 

Begründung: 

Der Änderungsvorschlag ist eine Folge der 
veränderten Einordnung des bisherigen 
§ 8 . 

16. In § 19 Ziffer 3 am Ende soll es jetzt 
heißen: „oder die weitere Berufsaus- 
bildung vorläufig untersagt ist (§ 5).“ 

Begründung: 

Die Einführung des Wortes „vorläufig“ 
dient der präziseren Bezugnahme auf § 5, 
die Streichung von „oder 8 Absatz 2“ 
der Berichtigung eines redaktionellen 
Versehens. 
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17. In § 20 sollen die Worte „für das 
Deutsche Reich“ gestrichen werden. 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Kürzung des § 20 
reicht zur präziseren Zitierung der Ge- 
werbeordnung. 

18. Als § 20 a ist neu einzufügen: 

4 20 a 

Dieses Gesetz und die auf Grund 
dieses Gesetzes zu erlassenen Rechts- 
verordnungen gelten im Lande Ber- 
lin, sobald es gemäß Artikel 87 Ab- 
satz 2 seiner Verfassung die An- 
wendung dieses Gesetzes beschlossen 
hat.“ 

Begründung: 

Es handelt sich um die übliche Berlin- 
Klausel, die auch in dieses Gesetz auf- 
genommen werden soll. 

19. Der bisherige § 22 wird jetzt § 21 und 
erhält folgende Fassung: 

4 21 

§ 123 der Reichsversicherungsord- 
nurig erhält folgenden Wortlaut: Bei 
Zahnkrankheiten mit Ausschluß von 
Mund- und Kieferkrankheiten, kann 
die Behandlung außer durch Zahn- 
ärzte mit Zustimmung des Versicher- 
ten auch durch staatlich anerkannte 
Dentisten gewährt werden.“ 


Begründung: 

Die veränderte Fassung dient der sprach- 
lichen Vereinfachung ohne sachliche Ver- 
änderung. Seine Vertauschung mit § 21 
dient der Verbesserung der Systematik 
dieses Gesetzes. 

20. Im bisherigen § 21 entfällt Absatz 1 an 
dieser Stelle. Absatz 2 wird jetzt § 22 
und erhält folgende Fassung: 

4 22 

Alle entgegenstehenden Vorschrif- 
ten, insbesondere §§ 29, 40, 53, 54 
und 147 der Gewerbeordnung treten 
insoweit außer Kraft, als sie sich auf 
Zahnärzte und Dentisten beziehen.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Neufassung von § 21 
Absatz 2 soll sicherstellen, daß auch die 
im Lande Bremen ergangenen, auf Zahn- 
ärzte und Dentisten bezüglichen Bestim- 
mungen, die Bundesrecht geworden sind, 
durch dieses Gesetz aufgehoben werden. 
Der Inhalt des bisherigen Absatzes 1 ge- 
hört richtig an den Schluß dieses Gesetzes. 

21. Ais § 23 ist anzufügen: 

4 23 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft.“ 

Begründung: 

Vgl. Ziffer 20. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Ausübung der Zahnheilkunde 


Die Bundesregierung stimmt den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates mit Ausnahme 
der Vorschläge zu den §§ 14, 15 und 17 Ab- 
satz 1 zu. 

Begründung: 

Die Abänderungsvorschläge des Bundesrats 
zu den §§ 14, 15 und 17 Absatz 1 des Ge- 
setzentwurfs zielen darauf ab, die dort vor- 
gesehene Zuständigkeit der Bundesregierung 
zur Erteilung der Bestallung für einen Aus- 
länder, der die Prüfung im Inland abgelegt 
hat, und zur Erteilung der Bestallung oder 
der Erlaubnis zur Ausübung der Zahnheil- 
kunde für einen Bewerber, der die zahnärzt- 
liche Prüfung im Ausland abgelegt hat, den 
obersten Gesundheitsbehörden der Länder 
zu übertragen. Es muß jedoch an der Zu- 
ständigkeit der Bundesregierung für den ge- 
nannten Verwaltungsakt festgehalten werden, 
weil dabei außenpolitische Gesichtspunkte 
berücksichtigt werden müssen, die nur von 
der Bundesregierung beurteilt werden kön- 
nen. Es genügt nicht, wenn in den Abände- 
rungsvorschlägen des Bundesrats als Voraus- 
setzung die Verbürgung der Gegenseitigkeit 
gefordert wird. Es kann Fälle geben, wo es 
den allgemeinen außenpolitischen Zielen der 
Bundesregierung nicht voll entspricht, wenn 
nur von dem Grundsatz der Gegenseitigkeit 
ausgegangen wird. In der Begründung zu den 
Abänderungsvorschlägen sagt der Bundesrat 


ferner selbst, daß die Einholung von Aus- 
künften bei der Bundesregierung über die 
Gegenseitigkeit zweckmäßig sein werde. Mit 
den Vorschlägen des Bundesrats würde also 
auch nicht einmal eine Verwaltungsverein- 
fachung erzielt werden. 

Bei Berücksichtigung der Abänderungsvor- 
schläge des Bundesrats, soweit ihnen zuge- 
stimmt wird, ergeben sich folgende Ände- 
rungen der Begründung: 

1. Die Begründung „zu § 6“ erhält folgende 
Fassung: 

Die Bestimmung des Satzes 1 entspricht 
der Regelung, wie sie auch für die 
übrigen Heilberufe besteht. Im Interesse 
einer möglichst einheitlichen Verwal- 
tungspraxis im Bundesgebiet ist es er- 
forderlich, daß in den Fällen, in denen 
eine entzogene Bestallung in einem an- 
deren Lande wiedererteilt werden soll, 
die Wiedererteilung von der Zustim- 
mung des Landes abhängig gemacht 
wird, das die Bestallung zurückgenom- 
men hatte. 

2. Die Begründung „zu § 8“ ist zu ändern in 
„zu § 18 a“. 

3. Die Begründung „zu § 22“ ist zu ändern in 
„zu § 21“. 
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